
Aussprache

Zum Beitrag von Walter Köpping,
H. 2/87, S. 109-117

Durchsetzungskraft mit
gleich Glaubwürdigkeit

Ich finde es gut, daß Walter Köpping
einige Probleme anspricht, die wie die
Krise der Neuen Heimat den DGB mit sei-
nen Gewerkschaften in Legitimations-
schwierigkeiten gebracht haben. Es gilt,
die vorhandenen Schwierigkeiten zu erör-
tern und schnellstens auszuräumen, da-
mit nicht bei den auf den Nägeln brennen-
den Problemen, wie beispielsweise 35-
Stunden-Woche, Mitbestimmung usw.,
uns die desorientierende Frage entgegen-
gehalten wird: „Und was ist mit der
Neuen Heimat?" Es geht schlichtweg um
die Glaubwürdigkeit der Gewerkschaften
vor der eigenen Mitgliedschaft und in der
Öffentlichkeit.

Glaubwürdigkeit ist nicht zu erzeugen
durch Pressemitteilungen und öffentliche
Stellungnahmen der Gewerkschaften,
sondern durch sachgerechte, kompetente
und durchsetzungsfähige Arbeit, die den
Mitgliedern ein eigenes Engagement er-
möglicht und auf veränderte Bedingun-
gen reagiert. Hierzu bedarf es gut ausge-
bildeter, erfahrener hauptamtlicher Kol-
leginnen und Kollegen, denen durch die
Organisation ausreichende Möglichkei-
ten der politischen und fachlichen Weiter-
bildung sowie ein intensiver Informa-
tionsaustausch angeboten wird.

Die geistige Beweglichkeit der haupt-
amtlichen Kolleginnen und Kollegen ist
gefordert und nicht die selbstabsichernde
politische Starrheit, die sich in den be-
zeichnenden Fragen dokumentiert: „Was
sagt der Bundesvorstand dazu?" oder
„Wie ist eigentlich unsere Beschlußlage?"
Ich meine damit nicht die absolute Auto-
nomie der Hauptamtlichen von den Orga-
nisationsprinzipien, Beschlüssen oder den

Vorständen der Gewerkschaften, sondern
die weitestgehendste Fach- und Entschei-
dungskompetenz im eigenen Aufgaben-
und Sachgebiet, die ein effektives und si-
tuationsgerechtes Arbeiten erst ermög-
licht.

Der Gewerkschaftssekretär darf bei
den Kolleginnen und Kollegen nicht den
Eindruck erwecken, als arbeite er wie ein
Beamter im Rahmen begrenzter Richtli-
nien, was dem Gewerkschaftshaus eine
Atmosphäre gleich einer Behörde verlei-
hen würde. Gerade durch Initiative und
Engagement, durch Entf altungs- und Ent-
scheidungsmöglichkeiten im eigenen
Kompetenzbereich werden die Haupt-
amtlichen verstärkt befähigt, zu gewerk-
schaftlichen Fragen Stellung zu nehmen,
Kritik zu äußern oder entgegenzuneh-
men. Dies alles führt zu einer erhöhten
Lebendigkeit in der Gewerkschaftsarbeit.

Eine lebendige Gewerkschaftsbewe-
gung wird auch nicht sehenden Auges an
Fragen wie Frieden und Abrüstung, Um-
weltbelastung, Mieterinitiativen vorbei-
gehen und der Gefahr unterliegen, wenn
sich aus diesen starke soziale Bewegungen
entwickeln, aus Gründen der Glaubwür-
digkeit auf den „fahrenden Zug" springen
zu müssen und dann nur noch der „roten
Laterne" nachzuschauen. Genauso ist es
mit den Aufgabenfeldern aus den Kern-
bereichen der Gewerkschaftsarbeit, wie
zum Beispiel die Bewertung neuer Tech-
nologien mit der damit zusammenhängen-
den Angestelltenfrage, wie die Betreuung
und Behandlung von Jugendlichen und
Frauen, Ausländern, von Arbeitslosen
und Rentnern usw. In diesen Fragen hat
der DGB seine Sachkompetenz einzubrin-
gen, die Probleme der Betroffenen aufzu-
nehmen, mit ihnen als gleichberechtigte
Partner zu kooperieren, seine Informa-
tionsmöglichkeiten unter Einbeziehung
der Kulturarbeit auszubauen, Aktivitäten
zu entwickeln und auf Problemlösung zu
drängen.
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Es kommt für den DGB darauf an, alle
Arbeitnehmergruppen (mit und ohne Er-
werbstätigkeit) - seien ihre Probleme
noch so differenziert - mit seiner Politik
zu erfassen und zu geschlossenem Han-
deln anzuregen. Die engagierte Mitarbeit
der ehrenamtlichen Funktionsträger ist
angesichts der anstehenden Probleme in
allerhöchstem Maße von Nöten, damit das
Durchsetzungsvermögen des DGB samt
seiner Einzelgewerkschaften gestärkt
wird. Die Durchsetzungskraft des DGB ist
nicht nur die solide Basis für die Gewin-
nung an Glaubwürdigkeit bei den eigenen
Mitgliedern und in der Öffentlichkeit,
sondern auch für die Erzeugung von Ach-
tung bei seinen Gegenspielern. Auf einem
CDU-Parteitag darf in Zukunft nicht
mehr Gelächter über den DGB ausbre-
chen, wie geschehen im Herbst 1986. Es
muß der Vergangenheit angehören, daß
Gewerkschafter ironisch vermerken:
„Unsere Forderungen sind gut, unsere
Entschließungen sind gut, unsere Be-
schlüsse sind gut, unsere Wahlprüf steine
sind gut, - nur durchgesetzt haben wir sie
noch nicht-!"

Auf eine kurze Formel gebracht heißt
das für den DGB: Durchsetzungskraft ist
gleich Glaubwürdigkeit.

Für den DGB kommt es in der jetzigen
Situation darauf an, Ballast abzuwerfen,
der die eigene Arbeit lähmt und die ei-
gene Durchsetzungskraft schwächt. Es ist
dem Kollegen Walter Köpping zu danken,
daß er mutig die Finger auf offene Wun-
den legt. Er hat damit zur ehrlichen Dis-
kussion und zur konstruktiven Kritik auf-
gefordert. Ich kann nur hoffen, daß in sei-
nem Sinne über die aufgeworfenen Fra-
gen sachlich diskutiert wird und persönli-
che Angriffe vermieden werden.

Heinz Rittermeier,
DGB-Jugendbiidungsreferent, Leer

Die Lappasse sind überall
Was im Kollegenkreis gesprochen und

diskutiert wird, was ich bei Lesungen vor
Gewerkschaftsmitgliedern erlebe, was
mich bedrückt und manchmal mehr als
zornig macht, und was unsere einst so
starke Gewerkschaftsbewegung zum Pa-
piertiger macht - das steht in dem Beitrag
von Walter Köpping.

Ich glaube, es wäre ganz gut, diesen Bei-
trag in allen Gewerkschaftszeitungen zu
veröffentlichen. Man sollte ihn auf Ver-
sammlungen diskutieren. Weil die darin
enthaltene Aussage die ungeschminkte
Wahrheit ist, fühle ich mich, wenn ich so
etwas lesen kann, von dem eigenen Drang
befreit, selbst darüber zu schreiben.

Ich weiß, daß solche Beiträge keinen
ungeteilten Beifall finden. Ich weiß um
die Probleme, weil ich ständig mittendrin
bin, und es steht ganz schlecht um diese
Arbeitnehmersache.

Es gibt Spitzenfunktionäre, die ihre Ar-
beit ganz gut machen, aber es gibt noch
mehr Madenhacker. Die Lappasse sind
überall.

Ich weiß um die Schuld der Vettern-
wirtschaftler, die ohne jede Einschrän-
kung die Verantwortung für die jetzige
geschwächte Situation der Gewerkschaf-
ten tragen und dabei mit ihren Pensions-
ansprüchen durchaus lappalös sind.

Walter Köpping kritisiert nicht nur, er
zeigt auch Lösungen, Wege und Möglich-
keiten auf, um aus dem verdammten Di-
lemma herauszukommen. Teilweise ist
hier eine harte Linie nicht zu umgehen.

Ich begrüße diese Veröffentlichung
und möchte allen Gewerkschaftsmitglie-
dern empfehlen, den Beitrag zu lesen und
zu diskutieren. Ich möchte aber auch der
Redaktion sagen: Es ist gut, daß solche
Stellungnahmen möglich sind, die nicht
von einem Kollegen stammen, der in der
Etappe sitzt, sondern von einem Gewerk-
schafter, der sich immer an der Basis
befand.

Herbert Berger,
Warendorf-Hoetmar
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Anmerkungen zu den Beiträgen von
Gerd Elvers, H. 12/86, S. 755-765,
Achim von Loesch, H. 2/87, S. 124-128
und Wilhelm Kaltenborn, H. 3/87, S.
186-190.

Keine Geschichtklitterung
bitte!

Im Rahmen einer knappen Zuschrift ist
es nicht möglich, zu den Beiträgen von El-
vers, Loesch und Kaltenborn zur gewerk-
schaftlichen Gemeinwirtschaftstheorie
grundsätzlich Stellung zu nehmen. Um
einer Geschichtsklitterung entgegenzu-
treten, die für Leser ohne Vorkenntnisse
entstehen könnte, ist es jedoch zumindest
erforderlich, folgende Fakten in Erinne-
rung zu rufen:

1. Als sich 1965 die Angriffe gegen Ge-
werkschaftsunternehmen   häuften,   bat
mich der Bundesvorstand des DGB, ein
Buch zu schreiben, das Praxis und Aufga-
ben    dieser    Unternehmen    darstellen
sollte. Es erschien im März 1966 (Econ-
Verlag, Düsseldorf) und wurde von der
Fachpresse als „Standardwerk" bezeich-
net. Dieses Buch war die erste zusammen-
fassende Darstellung der Gewerkschafts-
unternehmen und ihrer Probleme (Hes-
selbachs von den genannten Autoren wie-
derholt zitiertes Buch erschien erst spä-
ter, von seiner ersten Auflage distanzierte
sich der Verfasser selbst, die zweite kam
erst 1971). Ein erheblicher Teil der Fra-
gen, die Elvers und Kaltenborn aufwer-
fen, ist hier schon gestellt und beantwor-
tet worden. Mein Buch muß ferner als die
damalige offizielle Meinung des DGB und
seiner Gewerkschaften zur gewerkschaft-
lichen Gemeinwirtschaft angesehen wer-
den. Es wurde vom Bundesvorstand des
DGB nicht nur seinen Dienststellen über-
sandt, sondern im Sommer 1966 in einer
Sonderveranstaltung auf der Godesburg
den über 200 gewerkschaf tlich organisier-
ten Bundestagsabgeordneten von Ludwig
Rosenberg  mit   empfehlenden  Worten
übergeben.

2. Anhand dieses Buches hat die Ge-
meinwirtschaftsabteilung der BfG einen

Lichtbildervortrag mit erläuterndem
Text hergestellt, der über Jahre an tau-
sende von Kursen, Gruppen und Tagun-
gen verliehen wurde - als die Meinung
des DGB.

3. Im Jahre 1972 habe ich in einem
zweiten Werk „Die Finanzen der Gewerk-
schaften" (Econ-Verlag) ausführlich die
Zusammenhänge zwischen dem Vermö-
gen der Gewerkschaften selbst und ihrer
Treuhandvermögen behandelt und die
Risiken ihrer unternehmerischen Tätig-
keit angesprochen.

4. Ferner habe ich mich, vor allem
nach Gründung der BGAG 1974, alljähr-
lich mit der Praxis der gewerkschaftli-
chen Gemeinwirtschaft und der für sie an-
gemeldeten Gemeinwirtschaftstheorie öf-
fentlich auseinandergesetzt.

5. Schließlich wurde von mir 1984 das
Buch „Der Koloß wankt?" (Econ Verlag)
veröffentlicht, in dem die entscheidenden
Probleme dieser Unternehmen sehr früh
kritisch analysiert wurden.

6. Elvers und Kaltenborn erwähnen
diese nachprüfbaren Fakten mit keinem
Wort; von Loesch erwähnt mich zumin-
dest, ohne allerdings auf Einzelheiten ein-
zugehen. Wer diese Fakten in Beiträgen,
die sich vor allem mit der Nachkriegsge-
schichte der Gewerkschaftsunternehmen
befassen, unterschlägt, verleugnet damit
einen Teil dieser Geschichte und macht
sich insofern einer Geschichtsklitterung
schuldig.

Wohlgemerkt: Mir geht es nicht um die
Bewertung der publizistischen Beiträge,
die ich in den letzten 20 Jahren zum
Thema Gewerkschaftsunternehmen und
ihre Theorie geleistet habe; sie überlasse
ich gern dem Urteil sachverständiger
Zeitgenossen. Es geht vielmehr darum,
daß die genannten Autoren nicht nur, of-
fenbar aus sachfremden Motiven, den Au-
tor Hirche totschweigen, sondern auch
jene, zugegebenermaßen verhältnismä-
ßig geringfügigen Aktivitäten, die der
DGB hinsichtlich seiner Unternehmen
entfaltet hat.

7. Wenn dennoch in der Öffentlichkeit
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das von den drei Autoren wiederholt zi-
tierte Buch von Hesselbach in den Vorder-
grund trat, so ist das wesentlich darauf zu-
rückzuführen, daß dessen Buch über
lange Zeiträume auf zahlreichen Kongres-
sen und Tagungen kostenlos verteilt
wurde. Gegen die Macht des Geldes kön-
nen auch Gewerkschaftspublizisten, deren
Bücher verkauft werden sollen, nur
schwer ankommen.

8. Seit dem Debakel um die Neue Hei-
mat hat sich die Lage geändert. Die Ge-
werkschaften suchen Wege, ihren Unter-
nehmensbesitz zu stabilisieren und mit
ihren Kernaufgaben in Übereinstimmung
zu bringen. Es freut mich, daß sie dabei
auf Überlegungen zurückgreifen, die ich
bereits vor 20 Jahren angestellt habe.

Kurt Hirche,
Bonn

Mit Legenden
gegen Legenden -
Die Produktivität
geschichtlicher Erfahrungen
bleibt auf der Strecke

Bei der aktuellen Debatte um die Krise
der gewerkschaftlichen Gemeinwirt-
schaft wird kaum je seriös auf die wirkli-
che Entstehungsgeschichte dieser Institu-
tionen eingegangen. Mythen werden
kolportiert; schlimmer noch, bei jenen,
die es wissen müßten, nämlich denen, die
dort im Amt waren oder sind, wird Ge-
schichte nur durch Rückprojektion der
Nachkriegsstrukturen gewonnen. So zu-
letzt bei Wilhelm Kaltenborn (GMH 3/87)
in einer rechthaberischen Bemerkung ge-
genüber Elvers (12/86): „Übrigens, einer
weit verbreiteten Legende zum Trotz,
auch Elvers scheint sie zu pflegen: die
Neue Heimat-Gesellschaften waren nie-
mals Genossenschaften; sie sind in den
zwanziger Jahren als Kapitalgesellschaf-
ten schon gegründet worden" (S. 188).

Formal hat Kaltenborn zwar recht,
doch er ist so befangen in den Sicht- und
Denkweisen der Nachkriegs-NH, daß er

die Besonderheiten der Strukturen der
gewerkschaftlichen Wohnungspolitik der
zwanziger Jahre nicht sehen kann. Wäh-
rend es in der Nachkriegszeit nur noch um
gemeinwirtschaftliche EznzeZunterneh-
men im Markt ging, weit übertrieben die
„Hechte im Karpfenteich" genannt, ent-
wickelte sich die sozialreformerische Ge-
meinwirtschaft der zwanziger Jahre als re-
formpolitischer Sektor im Kapitalismus.
Einzelunternehmen waren - mit Aus-
nahme der Volksfürsorge - vertikal und
horizontal in Verbunden organisiert, die
im Binnenverhältnis den Markt ausschal-
teten. Die Vorläuferorganisationen der
NH sind also nicht die örtlichen Woh-
nungsfürsorgegesellschaften, auf die sich
die NH heute noch bezieht, vor allem die
Hamburger Gründung 1926 (ihr ver-
meintlicher Geburtstag), sondern die
Gründung des Verbundes auf Reichs-
ebene 1924, der DEWOG-Verbund. Die
Gründung dieses dreistufigen Verbundes
ging auf kollektive Lernprozesse der ge-
nossenschaftlichen Wohnreformbewe-
gung zurück. Schon vor dem Ersten Welt-
krieg stellte sich heraus, daß der bisherige
Typus der Wohnungsbaugenossenschaft
„strukturell überfordert" war (vgl. Klaus
Novy, Genossenschafts-Bewegung. Zur
Geschichte und Zukunft der Wohnre-
form, Berlin 1983, S. 164 ff und 129 ff). Die
Genossenschaft galt zwar als beste Orga-
nisationsform für die Bewohnerselbstver-
waltung in einem ganzheitlichen Sinne;
aufgrund ihres Bwohnerbezuges sowie
der Ehrenamtlichkeit war sie jedoch
kaum in der Lage, in großem Maße die
Probleme der Bauentwicklung und -be-
treuung zu leisten. Dazu wurden bald sog.
Sekundärgenossenschaften, gewisserma-
ßen professionelle genossenschaftliche
Serviceunternehmen meist in der Rechts-
form der Kapitalgesellschaft, gegründet.
Für die alten linken Wohnungsbaugenos-
senschaften - beispielsweise Freie
Scholle Berlin 1895, Paradies Berlin 1902,
Freie Scholle Bielefeld 1911 usw. - ent-
wickelte der Sozialist und Berliner Stadt-
baurat Martin Wagner ein dreistufiges
Verbundkonzept, das ADGB, AfA-Bund
und ADB1924 verwirklichten. Es sah eine
programmatische Muttergesellschaft, die
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DEWOG, auf Reichsebene vor, auf regio-
naler Ebene Betreuungsunternehmen (die
Kaltenborn allein für die Vorläufer der
NH hält) sowie schließlich in allen
Siedlungen eigene Selbstverwaltungsor-
ganisationen, d. h. entweder die schon
vorhandenen gewerkschaftsnahen Genos-
senschaften, oder neugegründete oder ge-
nossenschaftsähnliche Verwaltungsorga-
nisationen wie die EINFA in Berlin (Huf-
eisen-Siedlung). Zwischen 1924 und 1933
entstanden zehn regionale Betreuungsun-
ternehmen, beispielsweise die GEHAG in
Berlin, die MÜWOG in München, die
GE-WOBAG in Frankfurt/M, die
NEULAND in Breslau, die Gemein-
nützige Kleinwohnungsbaugesellschaft in
Hamburg (1926; gilt fälschlicherweise
als Geburt der NH) usw. An all diesen
beteiligten sich neben der Mutter
DEWOG auch die linken örtlichen
Genossenschaften sowie die örtlichen
Gewerkschaften und oft andere „be-
freundete Organisationen" wie Konsum-
genossenschaften, Bauhütten, Arbeiter-
bank usw. Jedenfalls war die Basiseinheit
in diesem Verbund jeweils eine Verwal-
tungsgenossenschaft (oder ähnliche Orga-
nisation). Allein die für Brandenburg zu-
ständige Märkische Wohnungsbau GmbH
gründete in den ersten zwei Jahren 26 ge-
werkschaftsnahe Genossenschaften in den
dortigen Kleinstädten. Die seit 1945
gänzlich verdrängte genossenschaftliche
Basis des gewerkschaftlichen Verbundes
wird auch darin sichtbar, daß 1926 ein ei-
gener, der DEWOG-Revisionsverband für
die linken Wohnungsbaugenossenschaften
gegründet wurde, der 1932 schon knapp
200 Genossenschaften organisierte und
prüfte.

In allen Groß- und Mittelstädten wurde
der freigewerkschaftliche DEWOG-Ver-
bund wirksam und hinterließ zahlreiche
rechtlich selbständige, heute oft noch exi-
stierende Genossenschaften, die im
Grunde ebenfalls als verlorene Vorläufer
der NH gelten müssen. Zur horizontalen
Verbund-Bildung in den Bauvormärkten
zählten die gewerkschaftlichen Bauhütten
und ihr Verband sozialer Baubetriebe
(auch gänzlich vergessen), die Arbeiter-
bank mit ihren Bauzwischenfinanzie-

rungskrediten und die Volksfürsorge mit
ersten Hypotheken. Die schönsten und ge-
schichtsträchtigsten Reformsiedlungen
der zwanziger Jahre gehen auf dieses Re-
formkonzept zurück, das auch von den
anderen Gewerkschaftsrichtungen im
kleinen Maßstab übernommen wurde.
(Zur gesamten Geschichte sei auf die
„Illustrierte Geschichte der Gemeinwirt-
schaft" von Novy/Prinz 1985 verwiesen,
die - da der Teil nach 1945 abgeschnitten
wurde - nicht als Vorgeschichte der NH
wahrgenommen wird).

In dieser Vorgeschichte werden Lern-
prozesse sichtbar, die auch beim Wieder-
aufbau nach 1945 hätten berücksichtigt
werden sollen, so beispielsweise die zen-
trale Idee der Mitbestimmung und Selbst-
verwaltung in den Siedlungseinheiten.
Daß dies kein illusionäres Konzept ist,
zeigen die skandinavischen Länder. In den
zwanziger Jahren gab es eine Delegation
der schwedischen Baugewerkschafter, die
sich in Deutschland die international
beachteten Leistungen des DEWOG-Ver-
bundes ansahen, um kurz danach das
Konzept in Schweden einzuführen, wo es
heute noch erfolgreich praktiziert wird.
Zwei große Verbundsysteme, das der Ge-
werkschaften (Riksbyggen) und des Mie-
terschutzbundes (HSB) sorgen für Selbst-
verwaltung in Tausenden von Kleingenos-
senschaften. Kann man sich eine bessere
kulturelle Basis für die gewerkschaftliche
Mitbestimmung in den Betrieben vorstel-
len als die alltägliche Praxis der Selbst-
verwaltung in allen Siedlungen des nicht-
kommunalen sozialen Wohnungsbaues?

Es war Jürgen Habermas, der in seinem
Buch zur „Neuen Unübersichtlichkeit"
(Frankfurt/M. 1986) die Vergeßlichkeit
bezüglich des Kampfes um sozialen
Fortschritt und sozialer Reformen als gro-
ßes Problem unserer Zeit herausstellte.
Wer aber Inhalte und Formen der
Kämpfe, die zum Heute geführt haben,
nicht kenne, der bleibe auch bezüglich des
Kampfes um die Zukunft unsicher und
orientierungslos. Die Hilflosigkeit in der
Debatte um Konsequenzen aus dem NH-
Debakel ist dafür ein ebenso hervor-
ragender wie peinlicher Beleg. Wie tradi-
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tionslos die Kräfte waren, die die NH nach
1945 aufbauten, zeigt auf symbolischer
Ebene die Tatsache, daß man ausgerech-
net am NS-Namen Neue Heimat (ab 1938
als Unternehmen der DAF) festhielt und
nicht zurückgriff auf die Namen vor 1933.
Die ganze Ahnungslosigkeit bezüglich der
Prinzipien der gewerkschaftlichen Wohn-
reformpolitik wird auch im falschen Ge-
burtsdatum sichtbar (1926 statt 1924).
Aber viel gravierender ist der fehlende in-
haltliche Rückgriff auf die Verbundidee
mit der genossenschaftlichen Selbstver-
waltung in den Siedlungen. Auch haben
sich Gewerkschaften und NH nach 1945
nicht mehr um die aus den eigenen Rei-
hen stammenden alten Basiseinrichtun-
gen, nämlich die Wohnungsbaugenossen-
schaften, gekümmert. NH und lokale
Wohnungsbaugenossenschaften wurden
eher Konkurrenten in einem ungleichen
Kampf - statt wie früher Kooperations-
partner in einem arbeitsteiligen Verbund
zu sein.

Diese Traditionslosigkeit hat auch ganz
- wie von Habermas diagnostiziert - zu
einer Unsicherheit und Fantasielosigkeit
in Bezug auf Auffanglösungen für die NH
geführt. Vom WOHNBUND, einem bun-
desweit agierenden Verband zur Erneue-
rung der Ideen des sozialen Wohnungs-
baues in der Tradition der Genossen-
schaftsbewegung, kamen schon bald Re-
formvorschläge im Sinne der Verbundtra-
ditionen und des heutigen schwedischen
Modells. Sowohl in den WOHNBUND-
Vorschlägen zur Reform des Wohnungs-
gemeinnützigkeitsgesetzes, wie auch zur
Rettung des NH-Wohnungsbestandes
(vgl. WOHNBUND-Journale) findet sich
die Neuauflage der Idee der nicht-bauen-
den Verwaltungs- oder Mietergenossen-
schaft. Während BGAG und NH diese

Vorschläge   (aus   der   eigenen   Vorge-
schichte)   als   indiskutabel   abwehrten,
wurden    die    WOHNBUND-Vorschläge
durch die rot-grüne Koalition in Hessen
auf drei Ebenen umgesetzt. Eine erste
NH-Siedlung,   die   Heimat-Siedlung   in
Frankfurt mit mehr als 1100 Wohnungen,
wurde vom Land gekauft, um dort erstma-
lig das Modell der Mietergenossenschaft
zu realisieren. Im Sinne der alten Idee der
vertikalen Verbundbildung wurde zur Be-
treuung solcher Projekte der Bestandssi-
cherung in Bewohnerhand 1986 die Stif-
tung nachbarschaftlicher Träger einge-
richtet, die auch die langfristige Bindung
solcher Selbstverwaltungsprojekte durch
Erbbaurechtsverträge    absichern    soll.
Schließlich wurde die NH-Südwest vom
Land gekauft und soll mit einer pionier-
haften   Unternehmensverfassung   neue
dezentrale Formen der Mietennitbestirn-
mung und Siedlungselbst^erwaltung im
eigenen Bestand erproben. Der Prozeß
der zeitgemäßen Erneuerung der gemein-
nützigen Wohnungswirtschaft wurde also
in Hessen eingeleitet. Doch schon zwei
Tage nach der Hessen-Wahl kündigten
CDU-Kreise an, daß man die Genossen-
schaftslösung für die Heimatsiedlung für
„unglücklich" halte und daß man auch
die Stiftung wieder aufzulösen gedenke.
Dabei - und hier schließt sich der Kreis
zum  Ausgangsthema   der  fatalen   Ge-
schichtslosigkeit und pseudohistorischen
Legendenbildung - versteckte sich die
CDU hinter vermeintlich inhaltlichen Ar-
gumenten, die aber nur von einem zeu-
gen: daß sie von der Genossenschaftsidee
keine Ahnung hat und nicht einmal die
programmatischen Grundlinien einer
christlichen Gesellschaftspolitik kennt.

Klaus Novy,
Vorsitzender des Wohnbund, Köln/Berlin
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